
 

 

  

 

 
An das 
Bundesministerium für Justiz 
Museumstraße 7 
1070 Wien 
 

 BMF - I/4 (I/4) 
Johannesgasse 5 
1010 Wien 
 
Sachbearbeiterin: 
Mag. Ottilie Hebein 
Telefon +43 1 51433 501165  
Fax +43 1514335901165  
e-Mail Ottilie.Hebein@bmf.gv.at  
DVR: 0000078 

GZ. BMF-111700/0064-I/4/2014   
 
Betreff:  Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Strafvollzugsgesetz, die

Strafprozessordnung 1975, das Jugendgerichtsgesetz, das
Bewährungshilfegesetz, das Exekutivdienst- und 
Anerkennungszeichengesetz und das Rechtspraktikantengesetz geändert
werden (Strafvollzugsreorganisationsgesetz 2014); 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen  
(Frist: 21. Oktober 2014) 
 

 

 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, zu dem mit Note vom 26. September 2014 

zur Begutachtung versendeten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Strafvollzugsgesetz, die Strafprozessordnung 1975, das Jugendgerichtsgesetz, das 

Bewährungshilfegesetz, das Exekutivdienst- und Anerkennungszeichengesetz und das 

Rechtspraktikantengesetz geändert werden (Strafvollzugsreorganisationsgesetz 2014), wie 

folgt Stellung zu nehmen: 
 
Die dem Gesetzesentwurf angeschlossene Wirkungsorientierte Folgenabschätzung entspricht 

nur zum Teil den Anforderungen der WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung 

(BGBl. II Nr. 490/2012). Gemäß § 17 Abs. 4 BHG 2013 in Verbindung mit der  

WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung ist eine Darstellung der finanziellen 

Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte anzufügen. Diese fehlt.  

 

Das Bundesministerium für Justiz wird daher ersucht, die WFA um die finanziellen 

Auswirkungen hinsichtlich der Auflösung der Vollzugsdirektion und Errichtung einer 

Generaldirektion für den Strafvollzug und den Vollzug freiheitsentziehender Maßnahmen im 
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Bundesministerium für Justiz zu ergänzen und erneut an das Bundesministerium für 

Finanzen zu übermitteln. 

 

Das Bundesministerium für Finanzen ersucht um entsprechende Berücksichtigung der 

vorliegenden Stellungnahme. Dem Präsidium des Nationalrates wurde diese Stellungnahme 

in elektronischer Form zugeleitet.  

 

 

21.10.2014 

Für den Bundesminister: 

Mag. Heidrun Zanetta 

(elektronisch gefertigt)
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